
Der Kardinalfehler sozialdemokratischer Wirtschafts- und Sozialpo-
litik ist offenkundig. Sie hat sich dem jahrelang medial inszenierten 
Vierklang verschrieben: "Zu hohe Steuern und Abgaben = schrump-
fende Gewinne = kaum Investitionen = hohe Arbeitslosigkeit." Rück-
blickend kann man von einem Akt der Verblendung sprechen. Denn 
im Taumel der Entrüstung hat sich das Volk, einst denkend und dich-
tend, von der Vernunft verabschiedet und einer Propaganda hinge-
geben, die allen Tatsachen widerspricht. Im internationalen Ver-
gleich ist die Bundesrepublik ein Niedrigsteuerland. Andere große 
Industrieländer in Europa, wie Frankreich, Italien und Großbritan-
nien haben sehr viel höhere Steuerquoten. Schaut man sich genauer 
an, welche Gruppe in Deutschland in welcher Weise belastet wird, 
erweist sich die "unerträgliche Steuerlast" von Selbstständigen und 
Kapitalgesellschaften als pure Dichtung. Während der Anteil der 
Lohn- und Verbrauchssteuern am gesamten Aufkommen seit den 
70er-Jahren ständig gestiegen ist, hat sich der entsprechende Anteil 
von Gewinnen und Vermögen im gleichen Zeitraum halbiert. 

Hans Thie in: Das Parlament Nr. 09/ 23.02.2004 
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„Freiwillig ist besser“ 
(Wolfgang Clement in „Informationen aus Wirtschaft & Arbeit 02/2004, Seite 2) 
Zugegeben, der Bundesminister bezog dies auf die Ausbildungsabgabe, der er Nachrang gegenüber 
dem freiwilligen Weg der Wirtschaft einräumt. Denn natürlich hat Clement nichts gegen Zwang, wie 
das Statement des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit anlässlich der Pressekonferenz im 
BMWA zum Thema: Ergebnisse des Vermittlungsausschusses Hartz IV am 01. Juli 2004 in Berlin 
zeigt, „hilfebedürftigen Arbeitssuchenden ist deshalb jede Arbeit zumutbar“, führte er da unter ande-
rem aus.  

Schluss mit lustig 
 
Damit ist der zentrale Inhalt 
dieser „Arbeitsmarktreform“ 
(Hartz IV) direkt angesprochen: 
Arbeit muss sich nicht lohnen, 

sie muss – sofern der Arbeits-
lose hilfsbedürftig ist – (ALG II) 
angenommen werden. Aus-
nahmen soll es nur da geben, 
wo das Arbeitsangebot unge-
setzlich oder unsittlich ist: „Al-

lerdings darf die Arbeit nicht 
gegen Gesetz oder die guten 
Sitten verstoßen“ (Clement 
a.a.O.). Damit wird ab den 
01.01.2005 die Schutzwirkung 
von Arbeitslosenhilfe gegen 
Löhne unterhalb dieser Sum-
men bewusst aufgehoben. 

Denn, „auch eine Entlohnung 
unterhalb des Tariflohns oder 
des ortsüblichen Entgelts steht 
der Zumutbarkeit der Ar-
beitsaufnahme grundsätzlich 
nicht entgegen“ (Clement 

a.a.O.). Gleichzeitig wurden in 
§ 30 SGB II die „Freibeträge 
bei Erwerbstätigkeit“ erhöht. 
Bis zu 1500 Euro darf nun ver-
dient werden, ohne aus den 
Bezug des AlG II zu fallen1. 
Damit verabschieden sich alle 
im Bundestag in Fraktionsstär-
ke vertretenen Parteien von 
der Idee, den Langzeitarbeits-
losen primär als Bürger zu 
betrachten oder gar als wichti-
gen Teil der Gesellschaft.  

Was nicht passt, 
wird passend ge-
macht 
 
‚Wer von der Gesellschaft et-
was will, muss auch zum Ge-
ben bereit sein’. Als wenn die 
im Leistungsbezug stehenden 
Bürger keine wären und der 

                                                    
1 Dies beträfe z.B. einen verheirate-
ten Familienvater mit 3 Kindern. Das 
AlG II plus Kosten der Unterkunft 
läge höher als 1500 Euro, der unter-
stellte Verdienst. 300 Euro  - die 
Höhe der Gehaltssubvention - dürfte 
der Verdiener von seinem Gehalt 
zusätzlich zum AlG II behalten.  
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Gesellschaft, als außer ihr 
Stehend, dieser gegenüber 
treten. Damit wird der Bürger 
der weiteren Ökonomisierung 
anheim gegeben. Was nicht in 
den Verwertungsprozess integ-
rierbar ist, ist bestenfalls ein 
hilfsbedürftiger Bürger, für den 
andere Regeln gelten. Einge-
denk der riesigen Dimension 
des Problems2, dürfen sich ein 
Drittel der Bevölkerung direkt 
angesprochen fühlen. Was bei 
dieser Betrachtung aber bereits 
falsch unterstellt ist, ist die 
Richtigkeit in Bezug auf die 
Bedürfnisse der Wirtschaft.  
 
Die Bedürfnisse der Wirtschaft 
sind ja durchaus unterschied-
lich und auch widersprüchlich. 
Während alle Unternehmen 
Interesse an niedrigen Löhnen 
haben, haben gleichfalls alle 
Unternehmen Interesse an 
Menschen, die in der Lage 
sind, ihre Produkte zu kaufen, 
also an gutverdienenden Lohn- 
und Gehaltsempfängern. So ist 
es kein Wunder, dass ein Ein-
zelhandelsunternehmen wie 
Karstadt den Abbau von „4.000 
Stellen in den kommenden 
beiden Jahren im Warenhaus-
bereich plant. Insgesamt sollen 
etwa 145 Millionen Euro einge-
spart werden“ (SZ 05.07.2004). 
Abgesehen von der Positionie-
rung im Wettbewerb mit Kauf-
hof geht Karstadt zur Recht 
davon aus, dass die Nachfrage 
im Gefolge von Hartz IV weiter 
erheblich abnehmen wird.  

                                                    
2 „Unterm Strich hat die Hälfte 
der heute zwei Millionen Lang-
zeitarbeitslosen und eine Million 
erwerbsfähigen Sozialhilfeemp-
fänger künftig weniger Geld zur 
Verfügung. 500000 Betroffene, 
die bislang Arbeitslosenhilfe 
bezogen, bekommen gar nichts 
mehr. Denn es wird – jenseits 
bestimmter Freigrenzen – nicht 
nur das eigene Vermögen, son-
dern auch das Einkommen und 
Vermögen des Lebenspartners, 
der im selben Haushalt wohnt, 
stärker mit der Hilfe verrechnet 
als heute“ (SZ v. 01.07.2004). 

Einerseits werden die bisheri-
gen Arbeitslosenhilfeempfän-
ger finanziell erheblich schlech-
ter gestellt, andererseits gibt es 
Millionen von Menschen, de-
nen das gleiche Schicksal 
droht. Klar, dass die Menschen 
– soweit ihnen dies noch mög-
lich ist3 – sparen, statt Geld 
auszugeben. Weiß man, was 
kommt? Sollte die Strategie, 
einen Niedriglohnbereich un-
terhalb des jetzigen Niedrig-
lohnbereichs, dauerhaft zu 
etablieren, aufgehen, so ist 
anzunehmen, dass dies Aus-
wirkungen auf das gesamte 
Lohngefüge hat. Dies – und 
nicht etwa altruistische (selbst-
lose, uneigennützige) Motive 
sind der Grund, warum die 
Gewerkschaften gegen die 
sog. Arbeitsmarktreformen 
Sturm laufen. 

Hello emptiness 
 
Diese Politik wird gerne als 
neoliberal bezeichnet, ist aber 
letztendlich die Verabschie-
dung aus dem Wunsch nach 
eigener Gestaltung und damit 
nach Politik. Gestaltung über-
lässt man der „unsichtbaren 
Hand des Marktes“ und setzt 
damit eine bewusste Abwärts-
bewegung, der, im nationalen 
Rahmen, zur Verfügung ste-
henden Kaufkraft in Gang. 
Konsequent, dass der Staat, 
der sich immer mehr aus der 
Fürsorge für seine hilfsbedürf-
tigen Bürger ausklinken möch-
te, einen hoch erfolgreichen 
Parteienwettbewerb nach der 
höchsten Steuersenkungsfor-
derung veranstaltet4. Das be-

                                                    
3 Im letzen Jahresviertel 2003 ging 
die Sparquote um 3,4 % gegenüber 
dem Vorperiodenwert zurück. Lag 
aber mit 10,6 % immer noch sehr 
hoch. Quelle: DEUTSCHE BUN-
DESBANK Saisonbereinigte  Wirt-
schaftszahlen Stand vom 25.5.2004 
 
4 Der Höchststeuersatz ist von 48,5 
Prozent auf 45 Prozent gesunken 

reits Erreichte kann sich sehen 
lassen. 
„Insgesamt 
mußte 
Finanzmi-
nister Ei-
chel den 
großen 
Unterneh-
men im 
Jahr 2001 
fast eine 
halbe Mil-
liarde Euro 
zurücker-
statten – 
im Jahr 
2000 hatte 
er noch 24 
Milliarden 
kassiert.“ 
So der 
Deutsche 
Bundes-
verband für Steuer-, Finanz- 
und Soziapolitik e.V im zeitre-
port November/Dezember 
2002 . 
Unabhängig davon, welche 
Möglichkeiten Politik tatsäch-
lich haben mag, betrachtet 
mensch, was im Rahmen des 
vermeintlich Möglichen aufge-
legt wird, so kommt kaum 
Grund zur Freude auf.  
Weil den Akteuren(?!) im Deut-
schen Bundestag und- rat 
durchaus bewusst ist, dass 
durch, sozialen Besitzstand 
vernichtende Politik noch lange 
keine Arbeitsplätze entstehen, 
haben sie vorgesorgt. Im gro-
ßen Umfang sollen Arbeitsge-
legenheiten5 geschaffen wer-

                                                    
und wird weiter auf 42 Prozent  zum 
1. Januar 2005 sinken. 
5 § 16 (3) SGB II 
Für erwerbsfähige Hilfebedürftige, 
die keine Arbeit finden können, 
sollen Arbeitsgelegenheiten geschaf-
fen werden. Werden Gelegenheiten 
für im öffentlichen Interresse liegen-
de, zusätzliche Arbeiten nicht nach 
Absatz 1 als Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen gefördert, ist den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen zu-
züglich zum Arbeitslosengeld II eine 
angemessene Entschädigung für 
Mehraufwendungen zu zahlen; diese 

Dass "spürbare 
Schnitte ins 
soziale Netz" 
mit einer Bele-
bung der Kon-
junktur nichts 
zu tun haben, 
entzieht sich 
offenbar einer 
Gedankenwelt, 
in der Sabine 
Christiansen als 
volkswirtschaft-
liche Autorität 
akzeptiert wird.
Hans Thie in: 
Das Parla-
ment Nr. 09/ 
23.02.2004 



den, in denen „im öffentlichen 
Interesse liegende, zusätzliche 
Arbeiten“ geleistet werden 
sollen. Dabei wird „den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen6 
zuzüglich zum Arbeitslosen-
geld II eine angemessene Ent-
schädigung für Mehraufwen-
dungen zu zahlen“ sein. Dieser 
Mehraufwand wird zwischen 
einem und zwei Euro pro Stun-
de liegen. Eine beliebte und 
falsche Wahrnehmung dieser 
zu schaffenden Arbeitsgele-
genheiten, ist die Rezeption als 
„soziale Bürgerarbeit“, „Volun-
teering“ oder „bürgerschaftli-
chem Engagement“. Zurückzu-
führen ist dies sicherlich auf die 
Arbeiten der Zukunftskommis-
sionen in Sachsen/Bayern und 
auch Baden-Württemberg, 
sowie auf die kommunitaristi-
sche Debatte über den Beitrag 
zivilgesellschaftlicher Arbeit zur 
Erhaltung der demokratischen 
Ordnung. Richtig ist freilich, 
dass der § 16 (3) SGB II ein 
praktischer, rotgrüngewendeter 
Ausdruck dieser Debatte ist, 
allerdings reduziert um die 
konstitutive Bedingung bürger-
schaftlichen Engagements, der 
Freiwilligkeit. „Als kleinster 
gemeinsamer Nenner dessen, 
was als bürgerschaftliches 
Engagement anzusehen ist, gilt 
das Prinzip der Freiwilligkeit. 
Bürgerschaftliches Engage-
ment ist gar nicht denkbar, 
wenn es nicht auf freiwilligen 
Zusammenschluss beruht“ 
(Prof. Dr. Achim Trube in: be-
trifft: Bürgergesellschaft 02, 
Friedrich Ebert Stiftung, 2004, 
Seite 17). 

                                                    
Arbeiten begründen kein Arbeitsver-
hältnis im Sinne des Arbeitsrechts; 
die Vorschriften über den Arbeits-
schutz und das Bundesurlaubsge-
setz sind entsprechend anzuwen-
den; für Schäden bei der Ausübung 
ihrer Tätigkeit haften erwerbsfähige 
Hilfebedürftige nur wie Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer 
6 erwerbsfähig ist, wer mindestens 3 
Stunden am Tag arbeiten kann 

Bürgerarbeit 
 
Der Begriff „freiwilliges Enga-
gement“ ist mit dem bürger-
schaftlichen Engagement weit-
gehend identisch. Der Status 
der Bürgerin bzw. des Bürgers 
eröffnet zunächst einmal auch 
die Freiheit, sich nicht zu en-
gagieren. Sich bürgerschaftlich 
zu engagieren, beruht auf einer 
eigenen Entscheidung, die 
zwar nicht freiwillig ist im Sinne 
einer beliebigen Wahlhand-
lung, aber doch frei von einem 
gesetzlich geregelten Zwang 
getroffen worden ist. Auch dort, 
wo durch kulturelle, soziale und 
politische Konventionen Enga-
gement eingefordert und nahe-
gelegt wird, gibt der Bürgersta-
tus die Möglichkeit, sich die-
sem Zwang zu entziehen. Er 
setzt dem Zugriff einzelner 
Gruppen und Gemeinschaften 
auf den Einzelnen und sein 
Verhalten definitive Grenzen 
und schützt damit auch die 
Freiwilligkeit des Engage-
ments. Nur dort, wo Engage-
ment als Bürgerpflicht im Rah-
men des politischen Gemein-
wesens vorgeschrieben wer-
den kann (etwa bei der Bestel-
lung von Schöffen), decken 
sich freiwilliges Engagement 
und bürgerschaftliches Enga-
gement nicht.“ (Bericht der 
Enquete-Kommission „Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Enga-
gements“ Bürgerschaftliches 
Engagement: Auf dem Weg in 
eine zukunftsfähige Bürgerge-
sellschaft, Deutscher Bundes-
tag Drucksache 14/8900, 14. 
Wahlperiode, 03. 06. 2002, 
Seite 32). 
Der Normzweck des § 16 (3) 
speist sich dichotomisch einer-
seits aus dem zu erzielenden 
Nutzen, aus zusätzlichem und 
im öffentlichen Interesse lie-
genden Tätigkeiten, anderer-
seits aus dem Wunsch, die 
„Arbeitswilligkeit“ von Bezie-
hern des Arbeitslosengelds II 
zu ermitteln, um sie ggf. aus 
dem Leistungsbezug aussteu-

ern zu können. Einerseits soll 
der mündige Bürger angespro-
chen werden, andererseits ist 
es als Disziplinierungsmittel 
gegenüber „Drückebergern“ 
konzipiert. Der erste Teil der 
Idee folgt dem Gedanken, 
dass„(e)ine humane Gesell-
schaft (...)vom demokratisch-
gesellschaftlichen Engagement 
aller ihrer Bürgerinnen und 
Bürger (lebt). Je freiheitlicher 
sich die Ordnung einer Gesell-
schaft darstellt, desto mehr ist 
die Verantwortung des Einzel-
nen in Bezug auf das Gemein-
wohl gefordert. ... Individuali-
sierung, sofern sie nicht in 
Egoismus umschlägt, steht 
dem gesellschaftlichen Enga-
gement keineswegs entgegen. 
Sie kann sogar neue Kräfte, 
soziale Gesinnung und Orien-
tierung am Gemeinwohl frei-
setzen,“ – und der Gedanke 
kommt nun mit Zwangsläufig-
keit zu dem Punkt - „weil an die 
Stelle lediglich aufopferungs-
voller und durch innere und 
äußere Zwänge erreichter 
Dienste eine freiwillige und den 
Ausübenden auch beglücken-
de Tätigkeit treten kann.“ (Zu-
kunftskommission Gesellschaft 
2000 der Landesregierung 
Baden-Württemberg, Arbeits-
gruppe III, Gesellschaftliches 
Engagement und Wege zur 
Mitverantwortung, Stuttgart, 
Dezember 1999). 
Der zweite Teil folgt „der frü-
hesten und radikalsten Formu-
lierungen dieser das 
Menschsein angeblich über-
haupt erst begründenden Ar-
beitsmoral ...: ‚Wer nicht arbei-
ten will, soll auch nicht es-
sen’...Satz aus dem 2. Brief 
des Paulus (Ulrich Beck, Die 
Seele der Demokratie: Bezahl-
te Bürgerarbeit). Allerdings 
wird die Forderung nach 
Arbeitswilligkeit erhoben, 
ohne Arbeit anbieten zu 
können. Auch die zu schaffen-
den Arbeitsgelegenheiten sol-
len, flächendeckend nur für 
Hilfsbedürftige unter 26 und 
ansonsten nur für einen Bruch-



Abschied von der Hoffnung auf die Zauberkraft eines ungebändigten 
Wachstums, Abschied von der Illusion grenzenloser Verfügbarkeit der 
Natur und Abschied von der Spaltung der Arbeitswelt in Überbeschäf-
tigte und Arbeitslose, in Hochverdiener und Dienstboten. Positiv for-
muliert: Eine Gesellschaft, die Freiheit und Gleichheit versöhnt, die 
auf intelligente Weise Erwerbsarbeit und Eigenarbeit kombiniert und 
in der die Bürger nicht allein an ihrer Verwertbarkeit gemessen wer-
den. Hätte die SPD-Führung den Mut, den interessegeleiteten Kas-
sandrarufen zu widerstehen und ein wirkliches Umbauprojekt zu prä-
sentieren, müsste sich die Partei um die Zukunft nicht sorgen. 
Hans Thie in: Das Parlament Nr. 09/ 23.02.2004 

teil der Langzeitarbeitslosen 
geschaffen werden. Es wird 
also absehbar mehr Arbeitslo-
se geben, die gerne sinnvoll 
fürs Allgemeinwohl arbeiten 
würden, als es Arbeitsgelegen-
heiten geben wird. Freiwillige 
wird man abweisen, um Plätze 
für solche zu haben, von denen 
der „Fallmanager“ vermutet, sie 
wollten nicht arbeiten.  

Bist Du nicht willig... 
 
Dies hält Prof. Trube „ange-
sichts einer Arbeitsplatzlücke in 
mehrfacher Millionengröße“ für 
bedenklich und „der Zwang zur 
(„Bürger“-) Arbeit (sei) weder 
arbeitsmarktlich noch sozial 
begründbar, da er keine regu-
lären Arbeitsplätze schafft, 
aber andererseits durch Leis-
tungsstreichungen und Ver-
pflichtungen zu prekären „Ge-
meinwohlarbeiten“ (..) eher 
zusätzlich noch zu sozialen 
Stigmatisierungen („blame the 
victim“), materiellen Marginali-
sierung und gesellschaftlicher 
Exklusion beiträgt. Zum Zwei-
ten schafft diese Form der 
„Bürgerarbeit“, die über Zwang 
gesteuert 
ist, nicht 
das Be-
wusstsein 
der Zuge-
hörigkeit 
zum Bürger 
status des 
„Citoyen“ 
(Prof. Dr. 
Achim 
Trube in: 
betrifft: 

Bürgergesellschaft 02, Fried-
rich Ebert Stiftung, 2004, Seite 
17). Bürgerengagement und 
Zwang schließen sich nahezu 
gegenseitig aus. Der positive 
Effekt, der aus der Übernahme 
gesellschaftlich nützlicher Tä-
tigkeit erwachsen könnte, wird 
durch Zwang konterkariert. 
Natürlich geht es nicht um die 
reine und freie Willensent-

scheidung. Allein die Höhe des 
Arbeitslosengeld II (345 Euro7) 
beinhaltet den Zwang sich 
nach Einkommen umzusehen. 
2 Euro pro Stunde zusätzlich 
sind da schon ein gewaltiger 
Anreiz. Wenn aber die, die 
Maßnahmen durchführenden 
Stellen keinen Einfluss auf die 
Zusammensetzung der Men-
schen haben, mit denen sie 
gesellschaftlich nützliche Dinge 
bewirken sollen, tritt der gesell-
schaftliche Nutzen, zugunsten 
der Idee der Repression gegen  
Arbeitsun- willige zurück. Egal 
wie nützlich die einzelne Maß-
nahme auch sein mag, ihr pri-
märer Zweck ist dann die Er-
probung der Arbeitswilligkeit. 
Diejenigen, die in solchen 
Maßnahmen tätig sein werden, 
stehen nicht unter dem Gene-
ralverdacht des bürgerschaftli-
chen Engagements, sondern 
im Gegenteil, unter dem Ver-
dacht der Drückebergerei, de-
nen es nun ganz gut tut, dass 
sie auch mal arbeiten müssen. 
„Das Bewusstsein der Zugehö-
rigkeit zum Bürgerstatus des 
„Citoyen“ (Traube) wird ihnen 
sowohl schnell, wie auch 
nachhaltig ausgetrieben wer-

den. Zu unterstellen, dass dies 
auch gewollt ist, liegt nahe. In 
Ermangelung adäquater Mög-
lichkeiten oder Fähigkeiten, 
den Arbeitsmarkt positiv zu 
beeinflussen, spiegelt ein re-
pressiverer Ansatz im Umgang 

                                                    
7 plus Kosten der Unterkunft (KdU). 
Bei Alleinbeziehern max. 45 qm und 
7,06 Euro Warmiete/qm. 

mit Arbeitslosen zum einen 
Aktivität vor, zum anderen dürf-
te diesem Ansatz hoher Zu-
spruch gewiss sein. 

Wer arbeiten will... 
 
Die Angst vor Arbeitslosigkeit 
lässt, bei denen die Arbeit ha-
ben, gerne den Gedanken zu, 
die Arbeitslosen könnten, wenn 
sie nur wollten... Mit dieser 
Subjektivierung des Problems 
wird die Angst beherrschbarer. 
Ein anderer bzw. sich aus den 
ersten Punkt ergebender ist 
das Gefühl für andere, nämlich 
Faulenzer und Bummelanten 
arbeiten zu müssen. Dieses 
Gefühl wird reduziert, wenn die 
vermeintlichen Müßiggänger 
erzwungenermaßen wie auch 
immer gearteter Tätigkeit zuge-
führt werden.  
Das politische Handeln ist also 
in diesem Punkt durchaus ver-
ständlich, gleichwohl wird 
„(d)er Einsatz herrschaftlicher 
Kompetenzen .. ineffektiv (blei-
ben) und jedenfalls ineffizient, 
wenn er nicht vom „Legitimi-
tätsglauben“ der Adressaten 
gestützt wird (...). Wo dieser 

„Legitimations-
glaube“ fehlt, 
bleibt die Fol-
gebereitschaft 
auf erzwingbare 
und 
kontrollierbare 
Verhaltenswei-
sen beschränkt - 
mit dem Er-
gebnis, dass der 
Sanktions-
aufwand steigt“ 
(Ramón Rei-

chert, „Volunteering“ und „Bür-
gerarbeit“ in Gemeinwohl-
Konzepten ‚Arbeit’, Heft 1, Jg 
11 (2002), S. 38). Wenn die 
Bürgerin erst einmal arbeitslos 
ist, weiß sieum den ideologi-
schen Gehalt der Idee der 
selbstverschuldeten Arbeitslo-
sigkeit. Selbst wenn sie sich 
nach langer Arbeitslosigkeit 
entschlossen hat, so zu tun, als 



wolle sie gar nicht arbeiten, 
schon, um so ihr Los dahinge-
hend erträglicher zu machen, 
nicht jeden Tag aufs Neue im 
Bemühen um Arbeit zu schei-
tern, selbst oder erst recht 
dann weiß sie, dass sie für ein 
Hase- und Igelrennen fitge-
macht werden soll. Da steigt 
nicht nur der repressive Auf-
wand, es gibt auch eine de-
struktive Antwort.  

Positiver Zwang? 
 
Nicht verschwiegen werden 
soll, dass es auch ein positives 
Phänomen geben wird. Men-
schen, die nicht durch eigenen 
Antrieb, sondern durch Zwang 
in Maßnahmen kommen, sich 
dort akklimatisieren und dann 
froh darüber sind, dass sie 
gezwungen wurden. Sie ge-
winnen an sozialer Kompetenz 
und Selbstsicherheit und wer-
den die Maßnahmen als glück-
lichere Menschen verlassen. 
Spricht das für Zwang? Eher 
nicht, denn der Anteil derer, 
denen dadurch tatsächlich 
geholfen wird, ist nicht so hoch, 
dass es lohnte, hiernach den 
Charakter der Arbeitsgelegen-
heiten bestimmen zu lassen. 
Bleibt als rationales Politikmo-
tiv erstens die relativ breite 
Zustimmung des Bürgers zu 
repressiven Politikansätzen 
gegenüber „hilfsbedürftigen 
Arbeitssuchenden“ und zwei-
tens die Aussicht auf Erfolg 
gegenüber diesem Bevölke-
rungsteil, der sich nur schlecht 
wehren kann. Dies belegen 
auch die aktuellen (Wahl) Um-
fragen unter Arbeitslosen. 
Massive Abwanderungen von 
der SPD zur CDU. Dabei wa-
ren es die CDU und CSU, die 
(z.B.) die Verpflichtung zur 
Annahme von untertariflich 
bezahlter Arbeit im Vermitt-
lungsverfahren – sicherlich zur 
Freude von Clement und 
Schröder – durchgesetzt ha-
ben.   

Wer sich nicht 
wehrt... 
 
Solange die arbeitslosen 
Wahlbürger sich wie Domi-
nastudiobesucher verhalten, 
die es nach Steigerung der 
Qual gelüstet, ist jedenfalls mit 
einem Paradigmenwechsel der 
bundesrepublikanischen Sozi-
alpolitik nicht zu rechnen. Auch 
muss befürchtet werden, dass 
in Anlehnung an die herr-
schende Politik bei Arbeitslo-
sen die Suche nach dem noch 
Schwächeren anfängt, um 
zumindest den Aggressions-
stau abzubauen.  
Solange sich jedenfalls die 
(Lohn)Arbeitsgesell schaft nicht 
eingesteht, dass ihr die 
(Lohn)Arbeit ausgeht und es 
dringend einer Beschäfti-
gungsperspektive, außerhalb 
der kapitalistischen Ökonomie 
bedarf, kann die Arbeitsmarkt-
politik eigentlich nur als Veran-
staltung gegen „den Arbeitslo-
sen“ funktionieren. Dieser wird 
gefördert, schafft den Über-
gang in den Arbeitsmarkt trotz-
dem nicht, ergo brauchts mehr 
Druck. Reicht dieser auch 
nicht, folgt noch mehr Druck 
usw. usf. Möge doch KeineR 
glauben, dies ginge auf Dauer 
ohne Kolateralschäden ab. 
Irgendwo wird er schon blei-
ben, der Druck durch die ge-
sellschaftliche Stigmatisierung 
des Arbeitslosen. Die stärker 
werdende Forderung nach 
deutschen Arbeitsplätzen für 
Deutsche ist da nur eine Frage 
der Zeit. Die CDU weiß das, 
deswegen ihr (fast) Übertaktie-
ren in der Zuwandererungsde-
batte. Sollte man da nicht – 
„(d)iese Paradoxie vor Augen – 
einerseits schrumpft das Volu-
men der Erwerbsarbeit, ande-
rerseits nimmt sie eine Art Da-
seins-Monopol in unserem 
kulturell verordneten Selbst-
wertgefühl ein –, ...(die) Grund-
idee der Option »Bürgerarbeit« 
einführen(?) Ihr Ziel ist ein 

doppeltes: Einerseits soll »Ar-
beit« außerhalb von Staat und 
Markt innerhalb des gemein-
wohl-orientierten Freiwilligen-
Sektors gesellschaftlich aufge-
wertet, finanziell abgesichert 
und in neue Rollen gegossen 
werden. Andererseits wird hier 
im fließenden Übergang auch 
Nicht-Arbeit in Gestalt von 
freiem, politischem Handeln 
ein- und ausgeübt. (Ulrich 
Beck, Die Seele der Demokra-
tie: Bezahlte Bürgerarbeit). 
Der § 16 (3) SGB II könnte 
hierfür ein Einstieg sein, aber 
nur unter der Bedingung der 
Freiwilligkeit, die für bürgerli-
ches Engagement konstitutiv 
ist. 
KoALA e.V. 
Leitungsgremium und Erweitertes 
Leitungsgremium  
27.07.2004 
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